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Deutschland ist nach wie vor eines der sichers-
ten Länder der Welt. Dazu tragen auch die privaten 
Sicherheitsunternehmen, mit ihren rund 270.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, ganz wesentlich bei. 
Bis vor wenigen Jahren waren die Beschäftigten für 
die Öffentlichkeit weitgehend „unsichtbar”, weil sie 
im Hausrechtsbereich der Auftraggeber eingesetzt 
waren. Das hat sich deutlich verändert. Der Schutz 
von Veranstaltungen, der Einsatz als „City-Streifen” 
im privaten oder kommunalen Auftrag, die Beglei-
tung des Öffentlichen Personenverkehrs (ÖPV), Flug-
gastkontrollen an Verkehrsflughäfen, der Schutz 
von Universitätsgeländen und Schulen, Friedhöfen, 
Schwimmbädern im Sommer und Weihnachtsmärk-
ten im Winter, um nur einige herausragende Beispiele 
zu nennen, haben zu einer starken öffentlichen Wahr-
nehmung geführt. Tausende von privaten Sicherheits-
kräften schützen bundesweit Flüchtlingsunterkünfte. 
Die Polizei ist in einer freiheitlichen Gesellschaft 
nicht in der Lage, die Sicherheit jedes Einzelnen und 
seines Eigentums überall und flächendeckend zu ge-
währleisten. Gefahren für die Wirtschaft und Gesell-
schaft drohen u. a. durch Kriminalität, Terrorismus, 
Extremismus, kriegerische Konflikte, Spionage und 
Sabotagehandlungen, Cyberangriffe, Brand, Wasser 
sowie Klimaveränderungen. Eigensicherheits
maßnahmen von Wirtschaft, Behörden und privaten 
Haushalten sind notwendig. 
Die Bewältigung der aufgezeigten Sicherheitsheraus
forderungen bedarf deshalb vielfältiger Schutz-
maßnahmen durch Staat, Sicherheitswirtschaft, 
Wirtschaft und Privathaushalte. Dabei ist der Staat 
mit Polizei, Nachrichtendiensten und Bundeswehr 
wichtiger Bereitsteller für Schutz von Leben und 
Wohlstand in Deutschland. Aber auch die Sicherheits-
wirtschaft, mit ihren hochspezialisierten Sicherheits-
dienstleistungen und Produkten, ist für die deutsche 
Wirtschaft ein unverzichtbarer Bereitsteller dieses 
Schutzes. 
Innenpolitische Themen stehen derzeit im Mittelpunkt 
der politischen Auseinandersetzung und entspre-

chender medialer Begleitung. Die Ursachen dafür sind 
vielfältig und bekannt: die stark angestiegene Zahl der 
Wohnungseinbrüche, die Vorfälle Silvester 2015 in 
Köln, Kriminalität in und um Flüchtlingsunterkünfte 
und die Gewalttaten in München, Ochsenfurt, Ansbach 
und vor allem der Angriff auf den Weihnachts
markt in Berlin. Alle Parteien haben reagiert und 
fordern mindestens 15.000 zusätzliche Polizistinnen 
und Polizisten. Selbstverständlich benötigen wir 
in Deutschland bei den aktuellen innenpolitischen 
Herausforderungen mehr Polizei. Die beschlossenen 
Neueinstellungen stehen infolge der Akademisierung 
der Polizeiberufe in den meisten Bundesländern aber 
frühestens in drei Jahren zur Verfügung. 
Auch die nun neu einzustellenden Polizistinnen und 
Polizisten werden nicht in der Lage sein, überall 
präsent zu sein. Die Eigenvorsorge und Eigenverant-
wortung von öffentlichen und privaten Einrichtungen 
bzw. Unternehmen ist deshalb heute stärker denn je 
gefordert. Wir benötigen ausreichend und qualifizierte 
private Sicherheitsdienste. 
Die vor kurzem abgeschlossene Novellierung der 
Gewerbeordnung reicht deshalb nicht aus. Sie bringt 
vor allem Fortschritte bei der Überprüfung der Zu-
verlässigkeit der Sicherheitsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter. Die Einführung einer Sachkundeprüfung 
für den Sicherheitsunternehmer und die leitenden 
Mitarbeiter beim Schutz von Flüchtlingsunterkünften 
und zugangsgeschützten Großveranstaltungen sind 
ein Schritt in die richtige Richtung. 
Der BDSW weist seit Jahren darauf hin, dass das 
Gewerberecht nicht in der Lage ist, der faktischen 
Bedeutung der privaten Sicherheitsdienste für die 
Innere Sicherheit in Deutschland gerecht zu werden. 
Wir fordern deshalb alle Parteien auf, nach der 
Bundestagswahl 2017, die privaten Sicherheitsdienste 
auf eine neue rechtliche Grundlage zu stellen. Dazu 
gehören auch Veränderungen im Vergaberecht und im 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. Um Deutschland 
sicherer zu machen, muss die Eigenvorsorge geför-
dert und die Sicherheitswirtschaft gestärkt werden. 

Wir zeigen mit diesem Positions- und Forderungspapier für die 19. Legislaturperiode auf, welche Maßnahmen 
dazu notwendig sind. 
 
Gregor Lehnert 	 Dr. Harald Olschok
Präsident des BDSW 	 Hauptgeschäftsführer des BDSW
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AUSGANGSLAGE:
Staat hat das Gewaltmonopol, aber kein Sicherheitsmonopol

Der BDSW bekennt sich ausdrücklich zum Gewalt-
monopol des Staates. Die Polizei bedarf einer der 
Bedrohungslage angepassten Personal- und Sach-
ausstattung. Die Polizei ist aber in einer freiheit
lichen Gesellschaft nicht in der Lage, die Sicher-
heit jedes Einzelnen und seines Eigentums stets 
überall und in jeder Situation zu gewährleisten. Die 
Bedrohungen durch Terrorismus und Einbruchs
kriminalität machen dies besonders deutlich. Eigen-
sicherungsmaßnahmen von Wirtschaft, Staat und 
privaten Haushalten sind erforderlich. Der Staat hat 
kein Sicherheitsmonopol.
Deutschland ist eines der sichersten Länder der 
Welt. Dazu tragen auch die privaten Sicherheitsunter
nehmen mit ihren rund 270.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bei. Sie schützen das Eigentum ihrer 
privaten und öffentlichen Kunden. Sie leisten mit 
ihren Dienstleistungen und Produkten einen wich-
tigen Beitrag zur Gefahrenabwehr innerhalb der 
Sicherheitsarchitektur Deutschlands. Dies hat die 
Innenministerkonferenz (IMK) in der Fortschreibung 
des Programms Innere Sicherheit 2008/2009 fest-
gestellt. Die zivile Sicherheitswirtschaft stellt einen 
erheblichen Wirtschaftsfaktor dar, sie schafft Ar-
beitsplätze, fördert den sozialen Frieden und beugt 
Kriminalität vor.
Die terroristischen Bedrohungen, aber auch die Be-
drohungen durch Gewalttäter, Extremisten und Krimi-
nelle, erfordern u. a. beim Schutz von Großveranstal-
tungen, Kritischen Infrastrukturen, des Öffentlichen 

Personenverkehrs aber auch beim Schutz von Flücht-
lingsunterkünften ein enges Zusammenwirken von 
Polizei und Sicherheitswirtschaft zur effizienten 
Gefahrenabwehr. (Qualifizierte) private Sicherheits-
dienste können zu einer wirkungsvollen Entlastung 
der Polizei beitragen und die objektive Sicherheit, 
aber auch das subjektive Sicherheitsempfinden der 
Bürgerinnen und Bürger, nachhaltig verbessern.
Der Staat kann sich zur Gefahrenabwehr im Wege 
der Beleihung oder im Rahmen von Kooperationen 
am Leistungsspektrum der privaten Sicherheitswirt-
schaft zur Gefahrenabwehr bedienen. Der Gesetz
geber hat in der Vergangenheit diese Möglichkeiten 
im Bereich der Luftsicherheit, beim Schutz kern-
technischer Anlagen und militärischer Liegen
schaften, beim Schutz von deutschflaggigen Schiffen 
sowie jüngst bei der Begleitung von Schwertrans-
porten genutzt.
Der BDSW macht mit diesem Positions- und Forde
rungspapier deutlich, welche Maßnahmen aus 
seiner Sicht speziell im regulatorischen, politischen 
Bereich dringend notwendig sind, um das Ziel, 
Deutschland noch sicherer zu machen, zu erreichen. 
Er wird den Wahlkampf im Vorfeld der 19. Legislatur
periode nutzen, von allen kandidierenden Politikern 
und Parteien dazu klare Aussagen zu erhalten. Ziel 
muss es sein, die Qualität und dem Umfang der 
Sicherheitsdienstleistung im Interesse der Inneren 
Sicherheit in Deutschland nachhaltig zu verbessern. 
Dazu bedarf es weitreichender Regulierungen.
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HANDLUNGSFELD GEWERBERECHT:  
Rechtliche Rahmenbedingungen für die privaten Sicherheitsdienste 

GRENZEN DES GEWERBERECHTS: 
Schaffung spezialgesetzlicher Regelungen

4

Die derzeitige Bundesregierung führt in der Koalitions
vereinbarung vom Dezember 2013 u. a. aus: „An 
private Sicherheitsdienstleister stellen wir ver-
bindliche Anforderungen an Seriosität und Zuver-
lässigkeit.“ Das im November 2016 vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Gesetzespaket zur Ände-
rung von bewachungsrechtlichen Vorschriften stellt 
einen Schritt in die richtige Richtung dar. Es bleibt 

insgesamt weit hinter den Erwartungen des BDSW 
zurück. Die Einführung einer regelmäßigen Über-
prüfung von Personal und Unternehmer, der Sach-
kundeprüfung für den künftigen Unternehmer und 
von leitenden Mitarbeitern beim Schutz von Flücht-
lingsunterkünften und zugangsgeschützten Groß-
veranstaltungen sind nur ein kleiner Schritt in diese 
Richtung. 

Das Gewerberecht reicht bei weitem nicht (mehr) 
aus, der faktischen Bedeutung der privaten Sicher-
heitsdienste für die Innere Sicherheit in Deutschland 
gerecht zu werden. Das gilt vor allem für die Aufgaben 
im Bereich der Kritischen Infrastruktur. Der BDSW 
fordert deshalb alle Parteien auf, nach der Bundes

tagswahl 2017 die privaten Sicherheitsdienste auf 
eine neue rechtliche Grundlage zu stellen. Ziel 
muss es sein, die privaten Sicherheitsdienste in den 
Zuständigkeitsbereich der Innenbehörden zu über-
führen, wie dies in fast allen Mitgliedsstaaten der EU 
der Fall ist. 

Die Änderungen der bewachungsrechtlichen Vorschriften sind ein kleiner Schritt in die 
richtige Richtung, reichen aber nicht aus.
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Wir wissen um die damit einhergehenden juris-
tischen, verwaltungsrechtlichen und politischen 
Herausforderungen. Deshalb ist es in einem ersten 
Schritt erforderlich, für einzelne Aufgabengebiete, 
die eine enge Zusammenarbeit mit der Polizei er-
fordern, spezialgesetzliche Regelungen zu schaffen. 
Das sind vor allem die Einsatzbereiche der Sicher-
heitswirtschaft beim Schutz von Großveranstaltun-
gen, Schutz von Flüchtlingsunterkünften, Schutz 
des Öffentlichen Personenverkehrs und von anderen 
Einrichtungen in den Kritischen Infrastrukturen. Nur 
in einer spezialgesetzlichen Regelung lassen sich 
Anforderungen an die Leistungsfähigkeit, Organisa-
tion, Qualifizierung sowie Ausstattung der privaten 
Sicherheitsdienste zwingend festlegen.
Dies gilt ebenso für den Einsatz modernster digitaler 
Sicherheitstechnik durch private Sicherheitskräfte. 
Erste Feldversuche mit dem Einsatz von Body-Cams 
zeigen, dass deren Einsatz in Konfliktsituationen 

signifikant deeskalierend bzw. Gefahren mindernd 
wirkt und maßgeblich zum Schutz des Sicherheits-
personals beitragen kann. Dabei legt der BDSW Wert 
darauf, nur datenschutzkonforme Anwendungs
formen zum Einsatz zu bringen. Insofern sollten für 
den Einsatz von Body-Cams durch private Sicher
heitskräfte zum Eigenschutz bzw. bei konflikt
geneigten Einsätzen beim Schutz von Großveranstal-
tungen, beim Schutz von Flüchtlingsunterkünften, 
Schutz des Öffentlichen Personenverkehrs bzw. 
von Kaufhäusern und Diskotheken hinreichend 
bestimmte rechtliche Grundlagen auf Bundes- und 
Landesebenen geschaffen werden. Nur so kann ein 
effektiver Eigenschutz der Sicherheitsmitarbeiter 
sowie eine Verbesserung der öffentlichen Sicherheit 
in Deutschland erreicht werden.
Der BDSW fordert, klare Rechtsgrundlagen für den 
Einsatz von Body-Cams durch private Sicherheits-
dienste zu schaffen.

Spezialgesetzliche Regelungen sind für den Schutz von Veranstaltungen, Kritischen 
Infrastrukturen, Flüchtlingsunterkünften und des Öffentlichen Personenverkehrs 
notwendig



HANDLUNGSFELD LUFTSICHERHEIT:  
Bewährtes Sicherheitssystem optimieren
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Die Sicherheit des Luftverkehrs ist wichtige 
Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands. Ein ungestörter Luftverkehr ver-
bindet Menschen und garantiert den weltweiten, 
schnellen Austausch von Waren und Gütern. Er ist 
damit Grundvoraussetzung für internationale Wert-
schöpfungsketten und den Erhalt der Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands. Seit über 20 Jahren ist die 
Sicherheitswirtschaft ein wesentlicher Baustein bei 
der Erbringung der Luft- und Flughafensicherheit an 
den deutschen Verkehrsflughäfen. 
Inzwischen kontrollieren ca. 21.000 Beschäftigte 
privater Luftsicherheitsunternehmen vorwiegend an 
den deutschen Verkehrsflughäfen und schützen so 
vor terroristischen und kriminellen Bedrohungen. 
Das auf Basis des Luftsicherheitsgesetzes seit Mitte 
der 90er Jahre praktizierte Konzept der Beleihung 
privater Sicherheitsmitarbeiter durch den Staat hat 
sich bewährt. Allein 2015 wurden bei Luftsicher
heitskontrollen ca. 341.000 verbotene Gegenstände 

(hierunter 891 Schusswaffen, 6.919 Schusswaffen
nachbildungen sowie 2.372 Sprengstoffe und 
Munitionsteile) durch private Sicherheitsdienste auf-
gespürt. Die Luftsicherheitskontrollen in Deutsch-
land und im europäischen Umfeld werden erfolg-
reich durch private Sicherheitsdienste durchgeführt. 
Das zeigen die jährlichen Berichte der Europäischen 
Kommission. Weltweit werden an 600 Flughäfen 
die Passagier- und Gepäckkontrollen durch private 
Sicherheitskräfte wahrgenommen. Wir fordern ein 
klares Bekenntnis der neuen Bundesregierung 
zu diesem bewährten System. Den Bestrebungen 
der Polizeigewerkschaften, dieses System zu 
ändern, muss offensiv entgegengetreten werden. 
Gewerkschaftspolitische Organisationsinteressen 
dürfen keine Grundlage für sicherheitspolitische 
Sachentscheidungen sein. 
Der Fachverband Aviation des BDSW setzt sich für 
eine ständige Optimierung von Kontrollprozessen 
an den Flughäfen unter Einbeziehung modernster 

Die Prozesse der Fluggastkontrollen müssen immer wieder optimiert  
werden. Die behördlichen Zuständigkeiten müssen vereinheitlicht werden.



7

Sicherheitstechnik ein und garantiert eine regel-
mäßige Aus- und Weiterbildung der Sicherheits-
mitarbeiter. In Deutschland existiert, historisch und 
aufgrund des föderalen Staatsaufbaus bedingt, eine 
breite Aufspaltung von Zuständigkeiten und Auf-
gaben im Behördenbereich für die Umsetzung der 
Luftsicherheitsvorschriften. Neben Zuständigkeiten 
von BMI und BMVI sind verschiedene Aufgaben an die 
jeweiligen Behörden der Bundesländer im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung übertragen. Weitere 
Aufgaben liegen in der Verantwortung des Luftfahrt-
bundesamtes oder der Bundespolizei. 
Die aktuelle Behördenstruktur hat für die Sicher-
heitswirtschaft im Bereich Aviation zur Folge, dass 

Fragestellungen aufgrund unterschiedlicher Ausle-
gungsmethoden oder unkonkreter Anweisungen nicht 
einheitlich beantwortet werden. Dies führt nicht nur 
zu einer Ungleichbehandlung der beteiligten Unter-
nehmen, sondern hat auch eine zum Teil bundesweit 
uneinheitliche Verwaltungspraxis zur Folge. Dieser 
Zustand muss im Interesse der Vereinheitlichung der 
Verwaltungspraxis und zur noch besseren Koordinie-
rung der Qualitätskontrolle bei der Luftsicherheit, 
beendet werden.
Der BDSW fordert, alle Luftsicherheitsaufgaben in 
einer zentralen Luftsicherheitsbehörde zu bündeln. 

Das System der Fluggastkontrollen an den deutschen Verkehrsflughäfen hat sich 
bewährt. Nicht nur in Deutschland. Weltweit führen an 600 Flughäfen private Sicher-
heitsunternehmen erfolgreich Luftsicherheitskontrollen durch.



HANDLUNGSFELD SCHUTZ VOR PIRATEN:  
Seehandelswege sichern
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Deutschland ist als große Export- und Importnation 
wie kaum eine andere führende Industrienation vom 
Seehandel abhängig. Der Schutz der internationalen 
Handelsrouten liegt damit im deutschen Interesse, 
da er Grundvoraussetzung für Wertschöpfungs
prozesse, Arbeitsplätze und Wohlstand ist. Piraterie 
gefährdet die freie Fahrt auf allen Meeren.
Seit Ende 2013 dürfen nach der Einführung eines  
§ 31 neu in das Gewerberecht nur noch vom Bundes
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle zuge-
lassene Sicherheitsunternehmen den Schutz von 
Seeschiffen unter deutscher Flagge ausüben. Die 
Zulassungspflicht betrifft ferner alle in Deutschland 
niedergelassenen Bewachungsunternehmen, die auf 
Seeschiffen unter ausländischer Flagge tätig werden 
wollen. Die unter hohen Qualitätsgesichtspunkten 
geschaffenen gesetzlichen Regelungen wurden 2015 
durch den Deutschen Bundestag evaluiert und sind 
im Wesentlichen unverändert geblieben. 
Der BDSW hat sich im Gesetzgebungs- und Evaluie
rungsprozess im Sinne seiner in diesem Segment 

tätigen Unternehmen immer für qualitätsorientierte, 
praktikable und nicht den internationalen Wett
bewerb behindernde Regelungen stark gemacht. 
Leider ist festzustellen, dass durch das star-
re Festhalten an einzelnen Regelungen, z. B. an 
starren 4-Personen-Teamstärken und zwingendem 
Mitführen von Ausrüstungsgegenständen – ohne 
Berücksichtigung von lageangepassten Sicherheits-
konzepten und neuesten sicherheitstechnischen 
Entwicklungen - die deutsche Sicherheitswirtschaft 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
maritimen Sicherheitsdienstleistungen unter aus-
ländischer Flagge eingebüßt hat. Dieser Zustand 
muss im Interesse der deutschen Sicherheitswirt-
schaft und der Sicherung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland beendet werden. 

Der BDSW fordert, durch Novellierung der gesetz
lichen Vorschriften zur Seeschiffbewachung die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Sicherheitswirtschaft wieder herzustellen.

Private Sicherheitsdienste müssen weiterhin in der Lage sein  
die Deutsche Handelsflotte zu schützen.



HANDLUNGSFELD KOMMUNALE SICHERHEIT: 
Stärkung durch private Sicherheitsdienste
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Durch den Rückzug der Polizei aus der Fläche und 
der Übertragung von früher wahrgenommenen Ord-
nungsaufgaben an die Kommunen ergeben sich in 
zahlreichen Gemeinden und Städten in Deutsch-
land nachhaltige Ordnungs- und Sicherheitsdefizite. 
In Städten hat dies teilweise dazu geführt, dass die 
kommunalen Ordnungsdienste deutlich verstärkt 
wurden. In Hessen gibt es seit einigen Jahren eine 
„Stadtpolizei“, mit teilweise hoheitlichen Befug
nissen. Für den Außenstehenden ist nicht erkenn-
bar, ob die Vollzugspolizei oder die Stadtpolizei ihren 
Dienst verrichtet.
Kleinere Kommunen können häufig nicht auf diese 
Ressourcen zurückgreifen und beauftragen deshalb 
private Sicherheitsdienste mit der Durchführung von 
Ordnungsaufgaben. Hierzu gehört beispielsweise eine 

Streifentätigkeit im öffentlichen Raum, besonders 
zum Schutz von Bahnhofsvorplätzen und Fußgänger
zonen. In Kommunen werden häufig Ordnungs
widrigkeiten von privaten Sicherheitsdiensten beob-
achtet, gemeldet und dokumentiert. Da die Mitarbeiter 
keinerlei hoheitliche Befugnisse haben, muss im 
Regelfall die Polizei hinzugezogen werden, um z. B. 
die Personalien von Personen zu überprüfen. Wir sind 
der Auffassung, dass durch die Schaffung von ge-
setzlich verankerten Minimalbefugnissen für private 
Sicherheitsdienstleister eine Entlastung der Polizei 
und außerdem ein wichtiger Beitrag für die Sicherheit 
und Ordnung geleistet werden kann. So halten wir  
z. B. Regelungen über Befugnisse zur Überprüfung 
der Personalien und zur Aussprache eines Platz
verweises für dringend geboten.

Minimalbefugnisse für Sicherheitsdienstleister sind notwendig,  
um die Polizei wirksam zu entlasten.



HANDLUNGSFELD WOHNUNGSEINBRÜCHE: 
Stärkung integrierter Sicherheitslösungen

HANDLUNGSFELD VERGABERECHT: 
Billigstvergabe muss beendet werden

In den letzten Jahren ist bedauerlicherweise die 
Zahl der Wohnungseinbrüche um über ein Drittel 
gestiegen. Trotz der deutlichen Rückgänge 2016 
muss mittelfristig weiterhin mit einem hohen Niveau 
dieser Kriminalität gerechnet werden. Analysen der 
Landeskriminalämter belegen, dass bei Vorhanden-
sein moderner Sicherheitstechnik (Mechanik oder 
Alarmanlagen) über ein Drittel aller Einbrüche im 
Versuchsstadium stecken bleiben. Vor diesem Hinter
grund wurde in der letzten Legislaturperiode eine 
KfW-Förderung für den Einbau von Einbruchsschutz-
technik eingeführt. Der BDSW hat die Einführung  
dieser Fördermaßnahme zum Eigenschutz begrüßt. 

Jüngste Studien und Entwicklungen beim Objekt-
schutz zeigen jedoch, dass nur integrierte Sicherheits
lösungen, d. h. die Kombination von Einbruchsschutz-
technik mit Leitstellen und Alarmverfolgung durch 
Sicherheitsmitarbeiter, den besten Schutz für zu schüt-
zende Wohnungen und Objekte bieten. Der alleinige 
Einbau von Sicherheitstechnik greift häufig zu kurz. 
Der BDSW fordert, durch geeignete Maßnahmen 
die eigenen Sicherheitsanstrengungen der Haus-
halte zu intensivieren. Hierzu gehören Vorgaben 
für die Versicherungswirtschaft und auch die deut-
liche Anhebung der KfW-Zuschussförderung zum 
Einbruchsschutz.

Die Vergabe öffentlicher Aufträge ist an die Vorschriften 
des neuen Vergabe- und Wettbewerbsrechts (GWB- 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, Ver-
gabeverordnung, Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen) gebunden. Die Haushaltssituation von 
vielen öffentlichen Körperschaften führt dazu, dass 
die Vergabe von Aufträgen weitgehend in Abhängig-

keit vom Preis der Leistung festgelegt wird. Sehr häu-
fig werden Aufträge nur an den billigsten Bieter ver-
geben. Eine Billigvergabe führt in der Regel jedoch zu 
enormen Risiken. Das gilt vor allem für Sicherheits-
aufgaben. Diese Risiken der Billigstbietervergaben 
müssen den Auftraggebern bewusst gemacht 
werden. Sie sind imageschädigend und führen häufig 
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zu zusätzlichen Kosten für Neuausschreibungen und 
-vergaben sowie Rechtsstreitigkeiten. Qualität auf 
dem Gebiet der Sicherheitsdienstleistungen ist nicht 
zum billigsten Preis zu haben.
Der Gesetzgeber gibt vor, dass der Zuschlag auf das 
wirtschaftlichste Angebot zu erteilen ist. Qualitäts
kriterien „können“, müssen aber nicht zwingend 
berücksichtigt werden. Das führt leider dazu, dass 
öffentliche Auftraggeber nach wie vor auf das billigste 
Angebot als vermeintlich wirtschaftlichstes Angebot 
abstellen. In der Regel hat dies nachteilige Folgen für 
die Qualität der Leistung, für den Auftraggeber, für den 
Auftragnehmer und seine Beschäftigten, letztlich auch 
für das Image von Vertragspartner und der Sicher-
heitswirtschaft insgesamt. Das von der Confederation 
of European Security Services (CoESS) erarbeitete 
„Bestbieterhandbuch“ hilft bei der Beurteilung des 
„wirtschaftlichsten“ Angebots, indem es Qualität und 
Preis in ein ausgewogenes Verhältnis bringt und der 
Qualität deutlich mehr Gewicht als dem Preis im Ver-
hältnis 60 zu 40 Prozent zuordnet. Dies muss sich deut-
lich stärker in der Vergabepraxis öffentlicher Auftrag-
geber widerspiegeln und der Gesetzgeber aufgreifen.

Folgende Korrekturen und Ergänzungen in den ge-
setzlichen Vergabebestimmungen sind erforderlich: 
»» eine Konkretisierung des unbestimmten Rechts-
begriffs „wirtschaftlichstes Angebot“

»» die zwingende Berücksichtigung von Qualitäts-
kriterien, DIN-Norm-Zertifizierungen, Qualitäts
labels, wie es das Eckpunktepapier der Bundes
regierung zur Reform des Vergaberechts vom  
7. Januar 2015 unter IV., Ziffer 2. ausführt

»» eine Konkretisierung des fakultativen Ausschluss-
grundes, dass sich Verstöße gegen arbeits-
rechtliche Verpflichtungen, auch und gerade auf 
Verstöße gegen das Tarifrecht beziehen

»» die Möglichkeit einer Ausweitung der Verfahrens-
art des wettbewerblichen Dialogs

»» die Ausdehnung des Vergaberechts auf alle 
Bereiche Kritischer Infrastrukturen

»» eine Verpflichtung zur Zulassung von  
Nebenangeboten

»» eine Änderung der Kannvorschrift zur Ablehnung 
des Zuschlags von ungewöhnlich niedrigen 
Angeboten in eine Mussvorschrift. 

Qualitätskriterien müssen in die öffentliche Auftragsvergabe von Sicherheits
dienstleistungen zwingend aufgenommen werden.



HANDLUNGSFELD WIRTSCHAFTSSCHUTZ:  
Schutz des Mittelstandes in den Fokus stellen

Der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands basiert im 
Wesentlichen auf Ideenreichtum, Innovation und 
Wissensvorsprung, speziell im deutschen Mittel-
stand. Es gilt daher, die deutschen Unternehmen zu 
schützen. 
Den Bedrohungen durch den internationalen Terro
rismus, den Bedrohungen durch organisierte Krimina
lität, Spionage, Sabotage und Cyberangriffe, Klima- 
veränderungen, aber auch Auswirkungen von welt-
weiten regionalen Konflikten auf die Sicherung von 
Handelsrouten sowie auf die Sicherheit von ausländi-
schen Standorten deutscher Unternehmen und deren 
Mitarbeiter, kann nur durch ein gemeinsames Zusam-
menwirken von Staat und Wirtschaft begegnet werden. 
Hierzu sollte ein Gremium auf höchster politischer 
Ebene (Ministerebene) unter Beteiligung der Wirt-
schaft und Sicherheitswirtschaft geschaffen werden.
Dabei verfügt der deutsche Mittelstand in der Regel 
mangels Ressourcen über keine eigenen Sicher-
heitsstrukturen und ist aufgrund fehlender staat
licher Ressourcen für eine Individualbetreuung 
eines Unternehmens immer mehr auf eine starke 

und leistungsfähige Sicherheitswirtschaft zum 
Eigenschutz angewiesen. Die Sicherheitswirtschaft 
hat sich daher über den klassischen Objektschutz 
hinaus in den letzten Jahren immer mehr zu einem 
Allroundsicherheitsdienstleister entwickelt. Sie ent-
wickelt integrierte Sicherheitslösungen und begleitet 
ihre Kunden aus der Wirtschaft auch in ausländische 
Märkte und Krisenregionen. Die deutsche Sicher-
heitswirtschaft trägt damit bereits heute maßgeblich 
zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land bei.
In der letzten Legislaturperiode wurde gemeinsam von 
Staat und Wirtschaft unter maßgeblicher Beteiligung 
des BDSW eine nationale Wirtschaftsschutzstrategie 
entwickelt. Die Umsetzung dieser Strategie mit den 
Zielen: Gefahrensensibilisierung, Ausbau der Koope
ration von Staat und Wirtschaft sowie der Stärkung 
der Eigenverantwortung der Wirtschaft erfolgt durch 
die vom BDSW mit gegründete „Initiative Wirtschafts-
schutz“. Diese wird auf Seiten der Wirtschaft von 
BDSW, BDI, DIHK und ASW sowie auf Seiten des 
Staates von BMI, BfV, BKA, BSI und BND getragen. 
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Die Herausforderungen im Wirtschaftsschutz werden immer größer.  
Die Mitgliedsunternehmen des BDSW sind ein wichtiges Bindeglied zwischen  
den Sicherheitsbehörden und den KMU.
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Kundenbranchen der privaten Sicherheitsdienstleister
in Deutschland

Quelle: Lünendonk®-Studie 2012 
„Führende Sicherheitsdienstleister in Deutschland“
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HANDLUNGSFELD WIRTSCHAFTSSCHUTZ:  
Beauftragter der Bundesregierung für Wirtschaftsschutz

Bei der verbesserten Zusammenarbeit im komple-
xen Themenfeld Wirtschaftsschutz mit dem Staat 
ist immer wieder festzustellen, dass dieses wichti-
ge Thema eine Vielzahl von Zuständigkeitsbereichen 
von Ministerien und Sicherheitsbehörden tangiert. 
Es wäre daher für die Sicherheitsarchitektur ein 
Mehrwert, wenn die Wirtschaft einen zentralen An-
sprechpartner auf hoher politischer Ebene zum Wirt-
schaftsschutz erhielte. Dieser könnte Anliegen und 
Schutzbedürfnisse der Wirtschaft im Wirtschafts-
schutz aufgreifen und Prozesse für neue Koopera-
tionsformen zwischen Staat und Wirtschaft, gerade 
auch im Hinblick auf die Schaffung von entsprechen-

den neuen rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Sicherheitswirtschaft, ressortübergreifend anstoßen 
und koordinieren. 
Der BDSW fordert, einen Beauftragten der Bundes-
regierung für Wirtschaftsschutz zu benennen. 
Dieser sollte eine ressortübergreifende Analyse 
aktueller und möglicher Bedrohungen für die deut-
sche Gesellschaft und Wirtschaft vornehmen und 
Abwehrmaßnahmen und Notfallplanungen national 
und international einleiten. So könnte ein effektiveres 
Zusammenwirken von staatlichen Sicherheits
kräften, Wirtschaft und Sicherheitswirtschaft zur 
Gefahrenabwehr und Krisenbewältigung erfolgen.

Dabei bildet der BDSW mit seinen Mitgliedsunter-
nehmen und deren zehntausenden Kundenkontakten 
die Brücke zum deutschen Mittelstand im Wirt-
schaftsschutz. Für diese herausfordernde Aufgabe 
qualifiziert der BDSW mit fachlicher Unterstützung 
des BfV seine Mitglieder, um ihre Beratungskom-

petenz im Wirtschaftsschutz zu erweitern und eine 
Brücke zu den Sicherheitsbehörden zu bauen. Die 
Sicherheitswirtschaft bekommt damit immer mehr 
eine Generalfunktion zur Risikominimierung für die 
deutsche Wirtschaft.

Die Maßnahmen im Themenfeld Wirtschaftsschutz müssen gebündelt werden.  
Ein Beauftragter der Bundesregierung muss gestellt werden. 



HANDLUNGSFELD ARBEITNEHMERÜBERLASSUNG: 
Sicherheitsdienstleistung ist keine Arbeitnehmerüberlassung 
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Die Anforderungen an Sicherheit werden immer 
höher. Hierbei geht es nicht nur um die Gefahren 
durch Terrorismus, auch der Safety-Aspekt bei der 
Absicherung von Veranstaltungen wird bedeutsamer. 
Gefordert sind Sicherheitskonzepte, die gemeinsam 
von Veranstaltern, Polizei und Ordnungsbehörden 
unter Einbindung der beauftragten privaten Sicher
heitsdienste erarbeitet werden. Auf Grund der 
bekannten Ereignisse steigen die Anforderungen 
an Professionalität und Qualität. Das begünstigt die 
seriösen, qualifizierten und spezialisierten Mitglieds
unternehmen des BDSW. 
Die Vielzahl an Veranstaltungen („Eventgesell-
schaft“) und der durch die gestiegenen Sicherheits-
anforderungen deutlich erhöhte Personalbedarf sind 
mit dem Stammpersonal der Unternehmen nicht 
zu bewältigen. Es muss daher auf Personal von 
Partnerunternehmen aus dem Sicherheitsbereich 
zurückgegriffen werden, da nur diese über die 
rechtlich erforderlichen Voraussetzungen verfügen. 
Diese „ausgeliehenen“ Mitarbeiter müssen in die 
Organisation des Sicherheitsunternehmens (Auftrag
nehmer oder Generalunternehmer) eingegliedert 
werden. Nur die wenigsten Sicherheitsunternehmen 
verfügen über eine Erlaubnis nach dem AÜG, da 
diese an für die meist kleinen Unternehmen unüber-
windbare Voraussetzungen geknüpft ist.

Solche Konstellationen fallen nach Auffassung des 
BDSW aber nicht unter den Schutz des AÜG. Dem 
Schutz der Arbeitnehmer vor Ungleichbehandlung 
im Vergleich zum Stammpersonal kommt hier keine 
Bedeutung zu, da alle eingesetzten Arbeitnehmer, 
gleich ob sie dem Ver- oder Entleiher zuzuordnen 
sind, an tariflich festgelegte und in der Regel für all-
gemeinverbindlich erklärte Löhne gebunden sind. 
Die Mitarbeiter leisten im Rahmen ihres Arbeits
verhältnisses als Sicherheitsmitarbeiter lediglich 
eine Sicherheitstätigkeit unter anderer Weisungs
befugnis. Dies ist mit der normalen Konstellation bei 
der Arbeitnehmerüberlassung nicht zu vergleichen. 
Die Themen equal pay / equal treatement sind hier 
von keinerlei Relevanz.
Im Interesse von sicheren Veranstaltungen fordern 
wir deshalb eine Ausnahmeregelung für solche 
Konstellationen. Das AÜG sieht in § 1 bereits eine 
Reihe von Ausnahmen vor. Diese müssen um Sicher-
heitsdienstleistungen bei Veranstaltungen erweitert 
werden. Gefordert wird folgende Klarstellung: AÜG 
ist nicht anwendbar zwischen Arbeitgebern in der 
Sicherheitswirtschaft, wenn der Arbeitnehmer 
nicht zum Zwecke der Überlassung eingestellt und 
beschäftigt wird und der Personalbedarf des Ent
leihers nicht auf andere Weise kurzfristig gedeckt 
werden kann.



HANDLUNGSFELD TARIFPOLITIK: 
Schaffung von Regeln für Streiks in der Daseinsvorsorge

ERWARTUNGSHALTUNG: Politik muss neue Rahmenbedingungen schaffen
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Arbeitskämpfe im Bereich der Daseinsvorsorge und 
in Kritischen Infrastrukturen, d. h. insbesondere bei 
Bahn, Fluggesellschaften, Flughäfen und Kranken-
häusern betreffen immer mehr nicht nur die Tarif-
vertragsparteien selbst, sondern auch die Allge-
meinheit. Seit dem Jahr 2000 erhöhen sich damit 
die Streikrisiken für Bürger und Gewerbetreibende 
erheblich. Es kommt zu unkalkulierbaren Risiken 
und erheblichen Schäden für die Volkswirtschaft. 
Arbeitsniederlegungen sollten nicht auf dem Rücken 
wehrloser Kunden ausgetragen werden. Auch bei der 

Ausübung des grundrechtlich verankerten Streik-
rechts ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu beachten. Im Bereich der Daseinsvorsorge sind 
daher dem Streikrecht im Interesse der Allgemein-
heit Grenzen zu setzen.
Der BDSW fordert, das Streikrecht in der Daseins-
vorsorge gesetzlich zu regeln. Diese gesetzliche 
Regelung sollte in jedem Fall ein obligatorisches 
Schlichtungsverfahren vor jedem Streik, eine Streik
ankündigungsfrist von vier Werktagen sowie eine Ver-
pflichtung zu einer Notdienstvereinbarung vorsehen.

Die Sicherheitswirtschaft und der sie vertretende 
BDSW sind in den letzten 15 Jahren ihrer sicherheits-
politischen Verantwortung gerecht geworden. Wir 
haben an mehreren Studiengängen privates Sicher
heitsmanagement an Polizeihochschulen, an zwei 
Ausbildungsberufen für die Sicherheitswirtschaft 
und an einer Fortbildungsregelung zur Geprüften 
Schutz- und Sicherheitskraft aktiv und entscheidend 
mitgearbeitet. Wir haben in einigen Bundesländern 
Kooperationsvereinbarungen mit den Landespolizei
behörden unterzeichnet. Mit dem Bundesamt für Ver-
fassungsschutz haben wir einen Letter of Intent im 

Mai 2015 in München unterzeichnet und inzwischen 
mit Leben erfüllt. Wir arbeiten aktiv in der Initiative 
Wirtschaftsschutz mit. Diese Anstrengungen in noch 
mehr Qualität und Seriosität der Sicherheitsdienst-
leistungen werden nur dann nachhaltig sein, wenn 
der Staat seiner politischen und gesetzgeberischen 
Verantwortung gerecht wird und die Rahmenbedin-
gungen für die privaten Sicherheitsdienste auf eine 
neue, zeitgemäße Grundlage stellt. Nicht nur die 
Unternehmen, auch die inzwischen über 270.000 
privaten Sicherheitskräfte erwarten ein entsprech
endes Handeln der Politik. 
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